
Ausgewählte Beiträge zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 10.04.2024

Thema Aussenpolitik
Schlagworte Keine Einschränkung
Akteure Lüscher, Christian (fdp/plr, GE) NR/CN
Prozesstypen Keine Einschränkung
Datum 01.01.1965 - 01.01.2023

01.01.65 - 01.01.23ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beiträge von

Ammann, Amando
Pasquier, Emilia

Bevorzugte Zitierweise

Ammann, Amando; Pasquier, Emilia 2024. Ausgewählte Beiträge zur Schweizer Politik:
Aussenpolitik, 2012 - 2021. Bern: Année Politique Suisse, Institut für Politikwissenschaft,
Universität Bern. www.anneepolitique.swiss, abgerufen am 10.04.2024.

01.01.65 - 01.01.23ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK

http://www.anneepolitique.swiss


Inhaltsverzeichnis

1Allgemeine Chronik
1Aussenpolitik
1Beziehungen zu internationalen Organisationen

2Zwischenstaatliche Beziehungen

01.01.65 - 01.01.23 IANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Abkürzungsverzeichnis

DBA Doppelbesteuerungsabkommen
WAK-SR Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Ständerates
OECD Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
RK-NR Kommission für Rechtsfragen des Nationalrats
AIA Automatischer Informationsaustausch
WAK-NR Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats
BEPS Base Erosion and Profit Shifting (Verminderung steuerlicher

Bemessungsgrundlagen und das grenzüberschreitende Verschieben von
Gewinnen durch multinationale Konzerne)

CDI Convention de double imposition
CER-CE Commission de l'économie et des redevances du Conseil des Etats
OCDE Organisation de coopération et de développement économiques
CAJ-CN Commission des affaires juridiques du Conseil national
EAR Echange automatique de renseignements
CER-CN Commission de l'économie et des redevances du Conseil national
BEPS Base Erosion and Profit Shifting (Erosion de la base d'imposition et

transfert des bénéfices)

01.01.65 - 01.01.23 IIANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Les chambres ont doublement manifesté leur soutien au rôle de la Suisse en tant que
place arbitrale attrayante au niveau international. Premièrement, l’initiative
parlementaire Lüscher (plr, GE), à laquelle les chambres avaient donné suite en 2009 et
2010, demandant que le tribunal suisse laisse en premier lieu les arbitres se prononcer
sur leur propre compétence, a bénéficié d’une prolongation de délai de mise en œuvre
suite aux travaux des consultations universitaires et des travaux d’une sous-
commission. Deuxièmement et à cette même fin, les chambres ont transmis une
motion de la Commission des affaires juridiques du Conseil national (CAJ-CN) appelant
le Conseil fédéral à procéder à un examen critique des dispositions de la loi fédérale
sur le droit international privé en tenant compte des autres législations européennes et
de la jurisprudence du Tribunal fédéral. Cet examen doit permettre de renforcer
l’attrait de la Suisse en tant que place arbitrale internationale. 1

MOTION
DATUM: 27.09.2012
EMILIA PASQUIER

Beziehungen zu internationalen Organisationen

In der Herbstsession 2021 beriet der Nationalrat über die Einsetzung einer ständigen
parlamentarischen OECD-Delegation im Rahmen der Verordnung der
Bundesversammlung über die Pflege der internationalen Beziehungen des Parlamentes.
Eine Minderheit Aeschi (svp, ZG) beantragte, nicht auf die parlamentarische Initiative
der WAK-SR einzutreten. Nationalrat Aeschi argumentierte, dass die OECD ein
parlamentarisches Netzwerk unterhalte, welches aber kein Parlament sei und damit
keine Entscheidungsbefugnisse besitze. Da es sich nur um ein Informationsgremium
handle, lehne die SVP-Fraktion das Anliegen unter anderem aus Kostengründen ab.
WAK-Kommissionssprecherin Gigon (gp, VD) sah den Moment gekommen, um die
Verbindungen zur OECD zu stärken, damit die Schweiz sich «ernsthaft» an den
laufenden Steuerreformen und der Bewältigung künftiger Herausforderungen beteiligen
könne. SP-Fraktionssprecher Bendahan (sp, VD) sah in der Vorlage keinen einzigen
Nachteil. Unabhängig davon, ob man prinzipiell für oder gegen die OECD sei, führe die
ständige Vertretung unweigerlich zu einer verbesserten Vertretung der Schweizer
Interessen, argumentierte er. Den kritischen Stimmen, die sich an den Kosten einer
solchen Delegation störten, entgegnete er, dass der Schweiz auch Kosten erwachsen
würden, wenn sie nicht am OECD-Entscheidfindungsprozess teilnehme, die dadurch
gefällten Beschlüsse aber dennoch umsetzen müsse. Markus Ritter (mitte, SG)
unterstützte die Initiative im Namen der Mitte-Fraktion und betonte die Bedeutung der
dadurch geschaffenen personellen Kontinuität. Dies sei angesichts der anspruchsvollen
Aufgaben in den Gremien angemessen. Eine Minderheit der Fraktion stimme gegen die
Vorlage, weil man durchaus an der Wirksamkeit der parlamentarischen Versammlung
zweifeln könne, erklärte FDP-Sprecher Lüscher (fdp, GE). Trotzdem empfahl die FDP die
Annahme der Vorlage, nicht zuletzt weil man damit eine symbolische Geste zugunsten
der zuletzt als geschwächt dargestellten internationalen Beziehungen der Schweiz
machen könne. Zudem lehne die FDP die Politik des leeren Stuhls ab und sei der
Ansicht, dass man Soft Law am besten an der Quelle beeinflussen müsse, weil man sich
bei einer Nicht-Teilnahme nicht über die Ergebnisse beschweren könne. Der
Nichteintretensantrag Aeschi wurde in der Folge mit 121 zu 56 Stimmen (bei 3
Enthaltungen) deutlich abgelehnt. In der Gesamtabstimmung nahm der Nationalrat den
Entwurf mit 120 zu 52 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) ebenso deutlich gegen den
Widerstand der SVP-Fraktion und einer kleinen Minderheit der FDP.Liberalen an.  
Die Schlussabstimmungen boten keine Überraschungen mehr. Der Nationalrat sprach
sich mit 138 zu 58 Stimmen für die Verordnung aus, der Ständerat mit 36 zu 6 Stimmen
(bei 1 Enthaltung). 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.10.2021
AMANDO AMMANN
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Zwischenstaatliche Beziehungen

Nachdem die Sistierung des Doppelbesteuerungsabkommens mit Saudi-Arabien Ende
2019 aufgehoben worden war, hatte die WAK-NR das inhaltlich unbestrittene
Abkommen dem Nationalrat zur Annahme empfohlen. 
Kommissionssprecher Lüscher (fdp, GE) betonte die wichtige diplomatische Rolle der
Schweiz in der Vermittlung zwischen Saudi-Arabien, Iran und den USA und plädierte für
die Stärkung dieser Bindung. Auch wenn der Mord an Kashoggi «abstossend» sei, so
könne die Schweiz derartige Staaten nur durch die Fortsetzung bilateraler Beziehungen
für Themen wie Menschenrechte sensibilisieren, nicht durch das «Abbrechen von
Brücken». Nach dem Abschluss eines Freihandelsabkommens und der Einführung des
AIA zwischen den beiden Ländern, sei es zudem naheliegend gewesen, ein DBA
auszuhandeln. Eine Minderheit Pardini (sp, BE) beantragte das Eintreten und die
sofortige Rückweisung an den Bundesrat mit dem Auftrag, eine Strategie für den
Umgang mit Saudi-Arabien vorzulegen. Jacqueline Badran (sp, ZH) stellte gar die
Neutralität der Schweiz in Frage, wenn diese mit Ländern, welche «systematisch
Menschenrechte mit Füssen treten», wirtschaftliche Kooperationen eingehe. Auch
Céline Amaudruz (svp, GE) sprach sich im Namen ihrer Fraktion gegen das Abkommen
aus, da die Schweiz in der Regel mehr Informationen ans Ausland liefere als umgekehrt
und der Informationsaustausch eine Verletzung der finanziellen Privatsphäre der
betroffenen Institutionen darstelle. 
Die meisten Ratsmitglieder gaben sich jedoch mit dem bundesrätlichen Bericht zur
Beziehung mit Saudi-Arabien zufrieden und legten dem Abkommen keine Steine in den
Weg. Mit 120 zu 66 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) beschloss der Nationalrat, auf die
Vorlage einzutreten, und verzichtete auf die geforderte Rückweisung. Nicht ganz so
eindeutig präsentierte sich die Situation bei der Schlussabstimmung, bei der das DBA
mit einer deutlichen Mehrheit von 119 zu 71 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) abgelehnt
wurde. Grund für das überraschende Resultat sei ein Fauxpas der SVP-Fraktion
gewesen, bei der eine Mehrheit «den falschen Knopf gedrückt» habe, wie Thomas
Matter (svp, ZH) in seinem Ordnungsantrag zur Abstimmungswiederholung erklärte.
Dieser Sinneswandel stand im Widerspruch zur Stellungnahme von Nationalrätin
Amaudruz während der Debatte. Dem Ordnungsantrag wurde stattgegeben, was die SVP
nutzte, um dem Abkommen bei 111 zu 78 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) zur Annahme zu
verhelfen. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.03.2020
AMANDO AMMANN

Die Doppelbesteuerungsabkommen mit Kuwait und Bahrain (BRG 20.066) kamen in
der Wintersession 2020 in den Nationalrat, sorgten dort aber kaum für
Diskussionsbedarf. Christian Lüscher (fdp, GE) unterstützte im Namen der WAK-NR den
Abschluss des Doppelbesteuerungsabkommens mit Bahrain, unter anderem weil das
Land eine grosse Investitionskapazität besitze und es bereits mit zahlreichen anderen
europäischen Ländern ähnliche Abkommen abgeschlossen habe. Laut Lüscher würde
das Abkommen, welches inhaltlich der Schweizer Vertragspraxis gemäss OECD
entspreche und damit die BEPS-Mindeststandards der OECD erfülle, den Schweizer
Finanzplatz und damit die Schweizer Wirtschaft im Allgemeinen stärken. Auch das
Änderungsprotokoll mit Kuwait empfahl die Kommission zur Annahme, da dieses eine
Anpassung an die neuen BEPS-Mindeststandards gewährleiste . Es enthalte überdies
wichtige Verbesserungen bezüglich der Besteuerung von Dividenden und Zinsen,
schaffe die Quellensteuer fast gänzlich ab und enthalte eine Schiedsklausel zur
Erhöhung der Rechtssicherheit. Bundesrat Ueli Maurer unterstrich in der Debatte die
Bedeutung der bilateralen Beziehungen mit Bahrein, indem er auf die bereits
bestehenden Freihandels- und Luft- und Schifffahrtsabkommen verwies. Der
Nationalrat nahm das Abkommen mit Bahrein mit 137 zu 25 Stimmen (bei 22
Enthaltungen) und das Änderungsprotokoll mit Kuwait mit 138 zu 25 Stimmen (bei 18
Enthaltungen) deutlich an. Die Nein-Stimmen und Enthaltungen stammten fast
ausschliesslich von der SVP-Fraktion, welche Vorlagen zur Entwicklung des
internationalen Steuerrechts laut eigener Aussage konsequent ablehne. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.12.2020
AMANDO AMMANN

In der Wintersession 2020 befasste sich der Nationalrat mit dem
Rechtshilfeabkommen in Strafsachen mit Indonesien, welches bei einem Teil der SVP-
Fraktion auf Widerstand stiess. Eine Minderheit Reimann (svp, SG) wollte nicht auf das
Geschäft eintreten, weil man sich damit zum «Handlanger von
Menschenrechtsverletzungen» mache. Nationalrat Reimann befürchtete auch einen
Missbrauch der Rechtshilfe durch die indonesischen Behörden und schlug stattdessen
vor, dass man Indonesien in seiner Entwicklung helfe, indem man die Menschenrechte

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.12.2020
AMANDO AMMANN
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und die Religionsfreiheit stärke. Die Bedenken der Minderheit stiessen bei den anderen
Fraktionen zwar auf Gehör, vermochten diese aber nicht zur Ablehnung des
Abkommens zu bewegen. Min Li Marti (sp, ZH) und Nicolas Walder (gp, GE)
argumentierten, dass die Schweiz bei Anzeichen von Menschenrechtsverstössen
gemäss Abkommen sowieso keine Rechtshilfe leisten dürfe. Laut Sidney Kamerzin (cvp,
VD) würde man den Kampf gegen das Verbrechen in Indonesien mit dem
Rechtshilfeabkommen gar stärken. Und auch die FDP sprach sich für die Annahme des
Abkommens aus. Wenn man Freihandel mit Indonesien haben könne, dann könne man
auch Rechtshilfe mit klaren Rechtsmitteln unterhalten, so Christian Lüscher (fdp, GE).
Bundesrätin Karin Keller-Sutter fügte an, dass neben reinen Sicherheitsbedenken auch
weitere Gründe für das Abkommen sprächen. So solle die internationale
Staatengemeinschaft nicht als Hort für illegale ausländische Gelder dienen, deren
Rückgabe im Vertrag vorgesehen seien. Die Abstimmung über den
Nichteintretensantrag fiel entsprechend deutlich aus: Er wurde mit 153 zu 32 Stimmen
(bei 3 Enthaltungen) abgelehnt. Das Rechtshilfeabkommen selber wurde dann vom
Nationalrat mit 150 zu 32 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) verabschiedet. 5

1) BO CN, 2012, p. 847s.; BO CE, 2012, p. 921; Iv. Pa. 08.417: BO CN, 2012, p. 847s.; BO CE, 2012, p. 921; APS 2009, p. 30; APS
2010, p.34.
2) AB NR, 2021, S. 2141; AB NR, 2021, S.1765 ff.; AB SR, 2021, S. 1089
3) AB NR, 2020, S. 8 ff.; AB NR, 2020, S.12
4) AB NR, 2020, S. 2553; AB NR, 2020, S.2552ff.
5) AB NR, 2020, S. 2586ff.
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